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rung die Subventionen für Solarstrom
nachträglich gekürzt hat. RheinEnergie hat
deshalb ein Schiedsgericht beim ICSID in
Washington eingeschaltet. Die Kölner be-
rufen sich auf einen internationalen Inves-
torenschutzvertrag, den die Regierungen
Deutschlands und Spaniens Ende der
Neunzigerjahre unterschrieben haben,
eine Art TTIP für Energiefragen.

Die Frage, wieso der Kölner Stadtrat ge-
gen etwas protestiert, auf das er sich bei
passender Gelegenheit beruft, ist natürlich
nicht leicht zu beantworten. „Nun ja“, win-
det sich der SPD-Ratsfraktionsvorsitzende
Martin Börschel. Die Sache mit dem aktu-
ellen Verfahren sei „ein Schönheitsfehler,
klar“. Andererseits gehe es für die Kölne-
rinnen und Kölner um viel Geld. Da wäre
es doch falsch, nicht alle juristischen Mittel
auszuschöpfen. „Was man hat, muss man
auch nutzen“, findet Börschel.

Köln ist nicht die einzige deutsche Kom-
mune mit einer solchen Doppelstrategie.
Bundesweit haben laut TTIP-Gegnern
etwa 250 Gemeinden, Städte und Land-
kreise kritische Resolutionen verabschie-
det. Es gibt sogar ein entsprechendes
Grundsatzpapier, auf das sich die kommu-
nalen Spitzenverbände in seltener Harmo-
nie geeinigt haben.

Andererseits kennen gerade die kom-
munalen Unternehmen kein Pardon, wenn
sie ihre Investitionen bedroht sehen.
Gleich vier laufende Schiedsverfahren in
Washington gehen auf deutsche Städte und
die mit ihnen verbundenen Unternehmen
zurück.

In München hat der Stadtrat eine TTIP-
skeptische Stellungnahme verabschiedet,
darin die Forderung, auf Schiedsgerichte
zu verzichten. Die vom Stadtrat beherrsch-
ten Stadtwerke München hingegen haben
sich mit den Kölnern gegen Spanien zu-
sammengeschlossen, denn auch sie haben
mit ihrer Investition in das Solarkraftwerk
Andasol 3 einen zweistelligen Millionen-
betrag verloren.

In Stuttgart macht der grüne Oberbür-
germeister Fritz Kuhn Stimmung gegen
TTIP. Kuhn sitzt aber gleichzeitig im Auf-
sichtsrat der Landesbank Baden-Württem-
berg. Und auch diese führt vor einem
 Washingtoner Tribunal Klage gegen Spa-
nien. Es geht um geprellte Anleger in So-
larfonds.

In Dortmund organisierte die Stadtver-
waltung eine TTIP-kritische Veranstaltung
im Rathaus. Dabei ist die Stadt an gleich
zwei Schiedsgerichtsverfahren in Washing-
ton indirekt beteiligt. Der kommunale
Energiekonzern Steag klagt wegen seiner
womöglich verlorenen Investitionen in den
andalusischen Solarpark Arenales. Das Un-
ternehmen Gelsenwasser, die Stadt Dort-
mund ist Großaktionär, fühlte sich von der
Regierung Algeriens wegen einer nicht be-
zahlten Wasserleitung betrogen, hier aller-
dings ruht das Verfahren.

Nun wäre es tatsächlich kaum im Sinne
der Bürger, wenn die Kommunen ihre ge-
scheiterten Auslandsinvestitionen leicht-
fertig abschrieben. Man könnte gar auf
die Idee kommen, dass Investorenschutz-
abkommen und private Schiedsgerichte
doch nicht so schlimm sind, wie es die
Anti-Chlorhühnchen-Aktivisten in den
Kommunalparlamenten und anderswo
ständig behaupten. „Das Gerede von der
angeblichen Geheimjustiz ist Unsinn“,
sagt Alexandra Diehl von der Kanzlei Clif-
ford Chance in Frankfurt, die an Schieds-
verfahren beteiligt ist. „Während an deut-
schen Gerichten Akteneinsicht gern mal
zum Hürdenlauf wird, geht es bei Investi-
tionsschiedsverfahren deutlich transparen-
ter zu.“

Die Kölner Kommunalpolitiker sind
gleichwohl stolz darauf, welchen Sturm
der Entrüstung sie mit ihrer Resolution
ausgelöst haben. „Ich bin begeistert von
solch Rebellentum“, gab ein Piraten-Poli-
tiker im Stadtrat zu Protokoll, „Hut ab!“
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Im Rathaus von Köln, sonst ein Ort
schwankender Mehrheiten, waren sich
diesmal fast alle einig: TTIP – nein dan-

ke! Mit den Stimmen von SPD, CDU, Grü-
nen, Linken, Piraten und der Wählergrup-
pe „Deine Freunde“ verabschiedete der
Kölner Stadtrat eine drei Seiten lange „Re -
solution“ gegen internationale Handels -
abkommen. Der darin vorgesehene Inves-
torenschutz hebele den Rechtsstaat aus, so
eine Begründung. „Auf Schiedsgerichte
muss daher gänzlich verzichtet werden.“
Durchs geöffnete Rathausfenster wehte ein
Hauch von Weltpolitik.

Die Kölner Resolution ist umso mutiger,
als sie sich im Ausland herumsprechen
könnte, etwa in der US-amerikanischen
Hauptstadt Washington, dem Sitz der füh-
renden Schiedseinrichtung ICSID. Hier, in
einem Trakt des Weltbankgebäudes, sind
die Kölner Kommunalpolitiker bislang
nicht als Kritiker des Systems auf gefallen,
sondern, ganz im Gegenteil, als Kläger.

Aktuell geht es vor dem Washingtoner
Tribunal um einen Streit zwischen dem
Kölner Stromversorger RheinEnergie und
dem Königreich Spanien. Das vom Kölner
Stadtrat wesentlich mitbeherrschte Unter-
nehmen hat etwa 17 Millionen Euro in ein
Solarkraftwerk in Andalusien gesteckt, in
der Hoffnung auf gute Gewinne. Doch die-
se bleiben aus, weil die spanische Regie-

Ein Hauch von
Weltpolitik
TTIP Städte wie  München und
Köln laufen Sturm gegen Frei -
handelsabkommen und private
Schiedsgerichte. Sie selbst 
treten dort freilich als Kläger auf.
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Investitionsprojekt Andasol 3 in Spanien: „Was man hat, muss man auch nutzen“ 


